
Michael Leinenbach, SAK e.V.

„Corona ist ein Treiber der Armut“

Aktueller Bericht, 17.12.2021 
https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=110764&nbsp;

Neuer Vorstand der Saarländischen Armutskonferenz e.V.

Die Mitgliederversammlung der Saarländischen Armutskonferenz hat folgenden Vorstand neu gewählt:

Vorsitzender: Michael Leinenbach

Stellv. Vorsitzender: Jürgen Veit

Schatzmeister: Christoph Jacob

Beisitzer: Michael Sperlich,
Jürgen Thiele (verstorben am 22.02.2022),
Stephan Klein

https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=110764&nbsp


– Initiative Soziales Burbach ……… Manfred Klasen ……….

Armutskonferenz und Arbeitskammer prangern Spaltung der Gesellscha� an

Bericht zur SAK-Aktion im Aktuellen Bericht, Interviews und Bericht in SR3

HTTPS://WWW.SR.DE/SR/HOME/NACHRICHTEN/PANORAMA/INTERNATIONALER_TAG_ZUR_BESEITIGUNG_ARMUT_FORDERUNGEN_SAARLAND_10

(Zum vergrößern: rechts anklicken, "Bild in neuem Tab öffnen")

https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/internationaler_tag_zur_beseitigung_armut_forderungen_saarland_100.html%C2%A0
https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/panorama/internationaler_tag_zur_beseitigung_armut_forderungen_saarland_100.html&nbsp


Pressemitteilung
Saarbrücken, 11.10.2021

Armutskonferenz mit Aktion zum Weltarmutstag

* Am Saarbrücker Ludwigsplatz am Sa, 16.10. gegen die Spaltung der Gesellschaft

Die Saarländische Armutskonferenz wendet sich am diesjährigen „Internationalen Tag
zur Beseitigung der Armut“ mit einer öffentlichen Aktion gegen die Spaltung der
Gesellschaft.

Vor der Treppe zum Saarbrücker Ludwigsplatz wird die Armutskonferenz, am Sa, 16.Okt.,
ab 10:30 h auf einer Holz-Steele ihre Positionen formulieren, um die Spaltung zu
verhindern.

Konkret geht es gegen soziale Ausgrenzung, gegen Verarmung, gegen
Zwangsräumungen, gegen Sanktionen und für eine Deckelung der Energiepreise.

Ergänzt wird die Aktion durch eine Performance, mit der Menschen Armut und Reichtum
pantomimisch darstellen. Zudem werden die Maßnahmen gegen die Spaltung der
Gesellschaft laut vorgetragen.

Der diesjährige Aktion zum Weltarmutstag steht unter dem Motto: 

„Gegen die Spaltung der Gesellschaft – jetzt muss Schluss sein“.

SAK-Veranstaltung: Befragung von Bundestagskandidat*in zu Armut,
02.09.2021
SR- BEITRAG IM AKTUELLEN BERICHT: HTTPS://WWW.ARDMEDIATHEK.DE/VIDEO/AKTUELLER-BERICHT/AKTUELLER-BERICHT-03-09-2021/SR-
FERNSEHEN/Y3JPZDOVL3NYLW9UBGLUZS5KZS9BQL8XMDY2MTI/
AB MIN. 19:07 – 21:25

https://0.0.0.1/
https://0.0.0.2/
https://0.0.0.2/
https://www.ardmediathek.de/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-03-09-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl8xMDY2MTI/
https://www.ardmediathek.de/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-03-09-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl8xMDY2MTI/


(Zum vergrößern: rechts anklicken, "Bild in neuem Tab öffnen")

SOZIALWISSENSCHAFTEN HTW SAAR *  VPSA * BUNDESKONKRESS SOZIALE ARBEIT * DBSH LANDESVERBAND SAARLAND

Stärken bündeln für soziale Gerechtigkeit
„Bundeskongress für Soziale Arbeit to go“ an der htw saar

Was? 
Der Bundeskongress für Soziale Arbeit to go vom 14.-15.10.2021 in Saarbrücken beschäftigt sich 
mit zentralen Themen der Sozialen Arbeit, zu denen jeweils aktuelle Perspektiven aus Wissenschaft und Berufspraxis der Sozialen Arbeit 
versammelt werden. Einerseits möchte der Kongress 
die aktuellen ethischen Herausforderungen in den Handlungsfeldern der Sozialen Arbeit in den 
Blick rücken, andererseits bringt der Kongress seit 20 Jahren Praxis, Forschung, Lehre und Interessensvertretungen zusammen, um ein 
gemeinsames öffentliches Forum zu schaffen. Dabei kreist der Kongress um die eine, wesentliche Frage Sozialer Arbeit: Wie schaffen wir 
soziale 
Gerechtigkeit?
Gerade im Kontext der gesellschaftlichen Verwerfungen unserer Zeit gerät die (Aus-)Bildung, 
Qualifizierung und Weiterbildung professioneller Sozialer Arbeit in den Blick. Ihre Ressourcen 
sind, auch als Folge der Pandemiekosten, bedroht. Hinzu kommen neue fachliche Aufgaben, die 
nur dann bewältigt werden können, wenn sich die personale Situation verändert. Der Nachwuchs 
kommt aus einer Vielzahl unterschiedlichster Ausbildungs- und Studiengänge. Um den Bedarf 
an sozialen Fachkräften zu decken, werden immer mehr Hilfsberufe etabliert. Fachfremde Perspektiven finden Eingang in Theorie und Praxis. 
Damit Disziplin und Profession mit diesen Herausforderungen zukunftsfähig umgehen kann, müssen Antworten gefunden werden, damit Soziale 
Arbeit handlungsfähig bleiben kann oder wieder handlungsfähig wird. 
Als erster Teil eines vierteiligen Kongresses möchte der BUKO to go in Saarbrücken Ideen für die 
aktuellen Herausforderungen in der Professionalisierung zukünftiger Sozialarbeiter*innen sammeln, didaktisch-curriculare Themenbereiche 
im Kontext der verschiedenen (Aus-)Bildungswege 
aufzeigen, ethische Anforderungen an die Berufspraxis und die Wissenschaftspraxis der Sozialen Arbeit erörtern und somit zur 
Zukunftsfähigkeit der Sozialen Arbeit beitragen. 
Kurz: Wir suchen unseren gemeinsamen Nenner. Bundeskongress to go: Es muss wieder ums 
Gemeinsame gehen!

Wann? 
Donnerstag, 14. Oktober 2021 von 14:00-19:15 Uhr
Freitag, 15. Oktober 2021 von 09:00-13:00 Uhr

Wo?
Der Bundeskongress Soziale Arbeit to go findet in digitaler Form statt. Wir laden Sie herzlich 
ein, sich ab dem 15. Juli 2021 auf unserer Internetseite für den Kongress und die verschiedenen 
Workshops anzumelden. Der Teilnehmer*innenbeitrag wird pro Tag 25€ betragen. Studierende 
sowie Mitwirkende können kostenlos teilnehmen. 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an das Organisator*innenteam der htw saar oder schreiben Sie eine 
E-Mail an mailto:bukotogo2021@htwsaar.de
htwsaar.de/bukotogo2021 

Anmelden unter: https://www.htwsaar.de/bukotogo2021/anmeldung-zum-kongress

mailto:bukotogo2021@htwsaar.de
https://www.htwsaar.de/
https://www.htwsaar.de/bukotogo2021/anmeldung-zum-kongress


Gemeinsame Erklärung des Ratschlag Kinderarmut anlässlich der Bundestagswahl 2021

„VIER JAHRE ZEIT, UM KINDERARMUT ENDGÜLTIG ZU BESEITIGEN!“ #4JAHREGEGENKINDERARMUT GEMEINSAME ERKLÄRUNG DES
RATSCHLAG KINDERARMUT ZUR BUNDESTAGSWAHL 2021

Jedes fünfte Kind und jede*r fünfte Jugendliche wächst in einem Haushalt auf, in dem Mangel 
zum Alltag gehört: Mangel an Geld sowie an sozialen, kulturellen und gesundheitlichen Chancen. Armut grenzt aus, Armut macht krank. Diese 
Zusammenhänge sind seit Langem bekannt 
und wissenschaftlich erwiesen. Die Politik ist nicht untätig: Vom Aufbau von Präventionsketten auf kommunaler Ebene über den Ausbau der 
Kindertagesbetreuung bis hin zum Starke-Familien-Gesetz wird versucht, Kinder und Jugendliche in ihrem Aufwachsen zu begleiten und ihre 
Startchancen und Teilhabemöglichkeiten zu verbessern.  
Wir, die unterzeichnenden Organisationen, stellen allerdings fest: Die bisherigen Maßnahmen reichen nicht aus. Die Armut von Kindern und 
Jugendlichen stagniert auf hohem Niveau. Die Corona-Pandemie führte zu weitreichenden Einschränkungen und Veränderungen im Leben der 
Menschen. Diejenigen, die ohnehin am stärksten strukturellen Benachteiligungen ausgesetzt waren, standen auch in dieser Krise unter 
keinem ausreichenden „Rettungsschirm“: 
Arme und armutsbedrohte Familien mussten den Wegfall von Leistungen für Bildung und Teilhabe, die den Kindern und Jugendlichen eigentlich 
zustehen, kompensieren. Sie blieben weitgehend auf sich alleine gestellt,  als Schulen, Kitas und  soziale Einrichtungen  geschlossen 
waren. Die monetären Hilfen wie bspw. der Kinderbonus oder das Aktionsprogramm „Aufholen 
nach Corona“ waren nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Die Krise hat strukturelle Benachteiligungen verstärkt und traf vor allem die 
Schwächsten. 
Wir, die unterzeichnenden Organisationen, fordern den neu gewählten Bundestag und 
die neue Bundesregierung auf, Armut von Kindern und Jugendlichen nicht länger hinzunehmen. Wir sind uns darin einig, dass alles getan 
werden muss, damit alle  Kinder 
gesellschaftliche Teilhabe und ein gutes Aufwachsen erfahren können. Dazu gehören 
der Ausbau der sozialen Sicherungssysteme, die Sicherstellung sozialer Infrastruktur, 
die intensive Begleitung von Kindern und Jugendlichen zurück in ihren Kita- und Schulalltag und die psycho-soziale Unterstützung bei der 
Bewältigung der Folgen der Pandemie. Alle Kinder und Jugendlichen haben ein Recht auf ein gutes Aufwachsen! 
Folgende Grundsätze sind dabei zentral: 

1. Armut ist kein Versagen der*des Einzelnen!
Die meisten Eltern wollen das Beste für ihre Kinder und sparen eher bei sich selbst, um den
Geburtstagswunsch ihrer Kinder zu erfüllen oder den Sportverein zu bezahlen. Dennoch reicht 
das Geld häufig nicht aus, da Löhne zu niedrig, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf unzureichend unterstützt, Kinderbetreuung 
teilweise nicht bedarfsgerecht und kindbezogene Sozialleistungen nicht bedarfsdeckend sind. Arme Kinder und Jugendliche können deshalb 
vielfach 
nicht an den Angeboten teilhaben, die den meisten Gleichaltrigen selbstverständlich offenstehen. Dennoch hält sich bei einigen 
Politiker*innen, Journalist*innen und Mitmenschen hartnäckig die Auffassung, dass arme Familien ihre Lage selbst verschulden und arme 
Eltern verantwortungslos  handeln würden.  Armen Jugendlichen  wird  beispielsweise  oft individuelles 
Versagen  unterstellt, wenn sie Herausforderungen auf ihrem Bildungsweg nicht problemlos 
meistern. Wir appellieren, Armut von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien gesellschaftlich und politisch als strukturelles Problem zu 
begreifen, entsprechend zu kommunizieren und zu handeln. Eltern, Kinder und Jugendliche müssen als Expert*innen in eigener Sache ernst 
genommen und bei der Entwicklung von Strategien beteiligt werden. Die Bekämpfung der Armut von Kindern und Jugendlichen mit einer 
vorsorgenden und unterstützenden Sozialpolitik ist kein Verteilen von Almosen, denn jedes Kind hat ein Recht auf ein gutes Aufwachsen.

2. Alle Kinder und Jugendlichen haben Anspruch auf gleichwertige Lebensverhältnisse!
In Deutschland hat sich die sozioökonomische Ungleichheit in den vergangenen Jahren verfestigt. Die öffentliche und 
zivilgesellschaftliche Infrastruktur für Kinder und Jugendliche sowie 
deren Familien, z.B. Bildungs- und Kultureinrichtungen, Schwimmbäder oder öffentliche Bibliotheken sowie Angebote der Kinder- und 
Jugendarbeit sind vielfach gerade dort am wenigsten 
ausgebaut, wo sie am dringendsten gebraucht werden. Familienunterstützende Angebote wie 
die Familienbildung, -beratung und -erholung sind finanziell nicht genügend abgesichert. Die 
Bildung der Kinder und Jugendlichen ist ein Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe  und 
kann dazu führen, dass die soziale Benachteiligung nicht über Generationen hinweg fortgeschrieben wird. Hierzu sind Intensivierungen in 
der Bildungspolitik, gerade auch in der früh-
kindlichen Bildung, notwendig.  Dieses gilt überall, denn  die „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ nach Artikel 72 (2) GG ist 
eine staatliche Verpflichtung. Wir fordern von Bund, Ländern und Kommunen ein Gesamtkonzept, wie kommunale Infrastrukturangebote für 
Kinder und Jugendliche an den tatsächlichen Bedarf angepasst, verzahnt und solidarisch finanziert werden können, sodass sie allen offen 
stehen und für alle bezahlbar sind. Dazu gehören ausreichend bezahlbare Wohnungen, qualitativ hochwertige und armutssensible Angebote der 
Bildung, Betreuung, Erziehung und Begleitung, eine bedarfsorientierte, integrierte Schul-, Gesundheits-,Sozial-und Jugendhilfeplanung, 
die Absicherung von Mobilität für alle und eine gute gesundheitliche Versorgung. 

3. Jedes Kind ist gleich viel wert!
Die Feststellung des Existenzminimums von Kindern und Jugendlichen ist für das Steuerrecht,
aber auch für alle familienbezogenen und sozialen Leistungen von entscheidender Bedeutung. 
Willkürliche Abzüge oder Anrechnungen führen dazu, dass das Existenzminimum und damit 
die Auszahlungsbeträge unterschiedlich hoch ausfallen, abhängig davon, ob die Eltern für ihre 
Kinder neben dem Kindergeld Grundsicherung, Kinderzuschlag und/oder Unterhaltsvorschuss 
beziehen oder durch die Kinderfreibeträge ein zusätzliches Plus haben. Vor allem im Sozialrecht wird damit keine ausreichende 
gesellschaftliche Teilhabe gewährleistet. Wir fordern die Bundesregierung auf, diese Ungleichbehandlung von Kindern und Jugendlichen zu 
beenden! Bei der Ermittlung der Regelbedarfe für die Grundsicherungsleistungen bedarf es einer einheitlichen, transparenten, konsequent 
sach-und realitätsgerechten Ermittlung und Umsetzung des kindlichen Existenzminimums für alle Rechtsbereiche. Dieses Existenzminimum muss 
auskömmlich sein und Teilhabe für jene Kinderund Jugendlichen ermöglichen, deren Eltern sie nicht gewährleisten können. Dabei dürfen der 
Ausbau der Infrastruktur und die materielle Besserstellung nicht gegeneinander ausgespielt werden. Dies sind zwei zentrale Säulen für ein 



gutes Aufwachsen.

4. Unterstützung muss dort ankommen, wo sie gebraucht wird!
Zwar  sind  in der vergangenen Legislaturperiode  einige Sozialleistungen wie der Kinderzuschlag etwas verbessert worden, an der 
Situation armer Kinder und Jugendlicher, die Leistungen nach dem SGB II beziehen, hat das jedoch  kaum etwas geändert.  Das Bildungs- und 
Teilhabepaket ist im Bereich des Grundsicherungsrechts grundsätzlich falsch angesiedelt. 
Trotz des aktuellen Versuchs, es zu vereinfachen, ist es unverändert bürokratisch, stigmatisierend und wird von vielen Familien nicht 
oder nur in Teilen genutzt. Wo die infrastrukturellen 
Voraussetzungen nicht vorhanden sind, können manche Leistungen, wie die zur sozialen und 
kulturellen Teilhabe, nicht abgerufen werden, sodass für diese Kinder das Existenzminimum 
nicht gedeckt ist. Wir fordern, Angebote und Leistungen zur Unterstützung armer Kinder, Jugendlicherund Familien so auszugestalten, dass 
sie niedrigschwellig zur Verfügung stehen und von den Leistungsberechtigten leicht in Anspruch genommen werden können. Finanzielle 
Leistungen sollten unbürokratisch und möglichst automatisch an Anspruchsberechtigte ausbezahlt werden. Eine gute Armutspolitik misst sich 
nicht daran, ob sie Leistungen vorhält, sondern ob diese auch ankommen! 
Der Bundestag ist gerade neu gewählt worden. 
Jetzt beginnen Koalitionsverhandlungen. 
Wir fordern, dass die Bekämpfung der Armut von Kindern und Jugendlichen in der nun beginnenden 20. Legislaturperiode eine zentrale Rolle 
spielt. 
Allen Kindern und Jugendlichen muss ein gutes Aufwachsen möglich sein!







PRESSEMITTEILUNG: 
SAARBRÜCKEN, 17.08.2021

Saarländische Armutskonferenz befragt Bundestagskandidat*innen zu „Armut“

* Veranstaltung am Do. 02.09.21, 17.00 Uhr, Wärmestube Saarbrücken

Die Saarländische Armutskonferenz lädt für Donnerstag, den 2. September um 17.00 Uhr zu einer Befragung von
Bundestagskandidat*innen in die Wärmestube Saarbrücken, Triererstr. 64 ein. Unter dem Titel „Armut aus Sicht der
Betroffenen“ werden die Vertreter*innen der Parteien sehr nah mit der Lebenswirklichkeit von Armut betroffener Menschen
konfrontiert, sowie mit ihren Forderungen an die heutige Politik.

Die Fragen betreffen u.a. die Bereiche Hartz-IV-Regelsatz und Sanktionen, Wohnungsnot und sozialer Wohnungsbau sowie Wasser-
und Stromsperren.

Zugesagt zu der Befragung haben:

– für die CDU: Alwin Theobald – Landtagsabgeordneter

– für die DIE LINKE: Mark Baumeister – Direktkandidat

– für die FDP: Sabine Reiter – Listenkandidatin

– für die GRÜNEN: Ute Lessel – Direktkandidatin

– für die SPD: Christian Petry – Direktkandidat + Listenkandidat

Die Fragen werden den Politikern von derzeit von Armut Betroffenen gestellt.
In zwei Runden wird das Publikum beteiligt.

Die Moderation übernimmt der Vorsitzende der Saarländischen Armutskonferenz, Wolfgang Edlinger.

Bei der Veranstaltung gelten die aktuellen Corona-Regeln.

Weitere Infos unter Mail: sak@freenet.de  und  Mobil: 0176-50212338.

Presseerklärung:



Saarbrücken, 07.07.2021

Saarländische Armutskonferenz begrüßt Urteil zu Unterkun�skosten

* Erstattung durch Jobcenter muss sich am Wohngeldgesetz, plus 10 Prozent, orientieren

Die Saarländische Armutskonferenz hat das jüngste Urteil des Saarländischen Landessozialgerichts zur Berechnung der Wohnungskosten armer 
Menschen durch die Jobcenter ausdrücklich begrüßt. Danach müssen Wohnungskosten für Leistungsbeziehende, orientiert am Wohngeldgesetz, 
plus 10 Prozent, erstattet werden. DieJobcenter hätten sich an die Vorgaben des Bundessozialgerichts zu halten. Die selbst erstellten 
Konzepte seien nicht schlüssig. 

Die Erfahrungen, so SAK-Vorsitzender Wolfgang Edlinger hätten gezeigt, dass in vielen Fällen die von den Jobcentern gewährten 
Unterkunftskosten nicht ausreichen, um einen angemessene Wohnraum finanzieren zu können.

Im Ergebnis müssten Sozialleistungsbezieher aus ihrem nicht kostendeckenden Regelsatz noch zusätzlich Mittel für die Miete plus 
Nebenkosten aufbringen. Nach den vorliegenden Erkenntnissen beträfe dies fast jeden 5. Leistungsbeziehenden im Saarland.

Die Armut der betroffenen Menschen habe sich somit weiter verschärft. „Das ist nicht zu akzeptieren" so die Armutskonferenz. Es sei 
bedauerlich, dass erst Gerichte armen Menschen zu einem menschenwürdigen Leben verhelfen müssen.

Als unzulässig wurden die „Konzepte“ der Landkreise Saarlouis und Neunkirchen sowie des Regionalverbandes vom Landessozialgericht gerügt.

Die Saarländische Armutskonferenz fordert die Landkreise und den Regionalverband auf, zeitnah ihre Konzepte für die Erstattung von 
Unterkunftskosten anzupassen und dabei die Vorgaben des Bundessozialgerichts einzuhalten.

Alte Mietspiegel problematisch für arme Menschen  – Hartz IV
Mit Stellungnahme von Wolfgang Edlinger, SAK-Vorsitzender  

https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/teure_mieten_fuer_grundsicherungsempfaenger_100~_print-1.html

https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/teure_mieten_fuer_grundsicherungsempfaenger_100~_print-1.html


Wir trauern um Beate Philippi  27.5.21

„ARMEN MENSCHEN SOLLE ES NACHHALTIG BESSER GEHEN DURCH ERNSTHAFTE UNTERSTÜTZUNG“  (BILD ZUM VERGRÖSSERN BITTE RECHTS
ANKLICKEN

Gesundheit:

Armutskonferenz: Corona verstärkt Probleme von Armen
Zeit-Online, Stellungnahme von SAK-Geschäftsführer, Manfred Klasen 



20. April 2021, 15:37 Uhr, Quelle: dpa

https://www.zeit.de/news/2021-04/20/armutskonferenz-armut-droht-sich-in-pandemie-zu-verschaerfen?
utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com&nbsp;

Saar.Armutskonferenz 

@SAK_eV

„Mal ehrlich – Einmal arm-immer arm?“

KOMPLETTE SWR-SENDUNG VOM 17.03.21, MIT EINGESPIELTER

KURZER STELLUNGNAHME DER SAARLÄNDISCHEN ARMUTSKONFERENZ ZU KINDERARMUT / FAMILIENARMUT  (MIN. 33:38).
FORDERUNG NACH ARMUTSFESTER KINDERGRUNDSICHERUNG

Link zur Sendung:  https://t.co/VuBgB4x2b4?amp=1 

CORONA UND ARMUT – PANDEMIE UND LOCKDOWN VERSTÄRKEN SOZIALEN DRUCK

Sendung: WimS, SR-Fernsehen vom 25.02.2021

von Min: 11:52 – 14:09  und  von 17:57 – 20.13  

U.a. Interview mit dem SAK-Vorsitzendem Wolfgang Edlinger

Sonntag, 14.2.21, 19.45 Uhr,  SR-Fernsehen, Aktueller Bericht

Beitrag zum Thema Armut, Kälte und Obdachlosigkeit

https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-am-sonntag-14-02-2021/sr-
fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85OTA5Mw/

MIT DEN SAK-VORSTANDSMITGLIEDERN, BEATE  PHILIPPI, JÜRGEN THIELE UND WOLFGANG EDLINGER (VORSITZENDER) 

Die SAK fordert 100 € Krisenzuschlag, pro Monat!

https://www.sr.de/sr/fernsehen/sendungen_a_-_z/uebersicht/wims_das_magazin/20210225_wims_das_magazin100.html&nbsp;

https://www.zeit.de/news/2021-04/20/armutskonferenz-armut-droht-sich-in-pandemie-zu-verschaerfen?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com&nbsp
https://www.zeit.de/news/2021-04/20/armutskonferenz-armut-droht-sich-in-pandemie-zu-verschaerfen?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com&nbsp
https://twitter.com/hashtag/arm?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/SWR?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Stellungnahme?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Saarl%C3%A4ndisch?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Armutskonferenz?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Kinderarmut?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Familienarmut?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/armutsfest?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Kindergrundsicherung?src=hashtag_click
https://t.co/VuBgB4x2b4?amp=1
https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-am-sonntag-14-02-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85OTA5Mw/
https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-am-sonntag-14-02-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85OTA5Mw/
https://www.sr.de/sr/fernsehen/sendungen_a_-_z/uebersicht/wims_das_magazin/20210225_wims_das_magazin100.html&nbsp


ZUM VERGRÖSSERN BITTE RECHTS ANKLICKE  (GRAFIK ANZEIGEN!)

Mit Hartz IV durch die
Corona-Krise

Mit Gerlinde Groisböck (ISB), Jürgen Thiele (SAK-Vorstand) und Wolfgang Edlinger (SAK-
Vorsitzender)

Finanzielle Corona-Unterstützung am Fallbeispiel einer
Saarbrücker Familie

https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/finanzielle-corona-unterstuetzung-am-fallbeispiel-einer-saarbruecker-
familie/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODQ1MA/

Mit Eric und Gerlinde Groisböck (Initiative Soziales Burbach) und Manfred Klasen (SAK-Geschäftsführer)

Hartz IV und Corona: reicht die Grundsicherung noch?

https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=19195&tbl=pf

https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=98344

https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/finanzielle-corona-unterstuetzung-am-fallbeispiel-einer-saarbruecker-familie/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODQ1MA/
https://www.ardmediathek.de/sr/video/aktueller-bericht/finanzielle-corona-unterstuetzung-am-fallbeispiel-einer-saarbruecker-familie/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODQ1MA/
https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=19195&tbl=pf
https://www.sr-mediathek.de/index.php?seite=7&id=98344


Mit Jürgen Thiele (SAK-Vorstand), Gerlinde Groisböck (ISB) und Manfred Klasen (SAK-
Geschäftsführer)

SAK: Hartz IV liegt unter der von der EU definierten
Armutsgrenze!

(ZUR VERGRÖSSERUNG, RECHTE MAUSTASTE, GRAFIK ANZEIGEN

SAK will FFP-2-Masken für arme Menschen

https://www.ardmediathek.de/daserste/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-21-01-2021/sr-
fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODA5Ng/

Aktueller Bericht, ab Min. 13:33

https://www.ardmediathek.de/daserste/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-21-01-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODA5Ng/
https://www.ardmediathek.de/daserste/video/aktueller-bericht/aktueller-bericht-21-01-2021/sr-fernsehen/Y3JpZDovL3NyLW9ubGluZS5kZS9BQl85ODA5Ng/


Interview mit SAK-Vorsitzendem, Wolfgang Edlinger

PRESSEERKLÄRUNG:
SAARBRÜCKEN, 21.01.2021

Armutskonferenz fordert Bereitstellung von FFP-2-Masken für arme Menschen

DIE SAARLÄNDISCHE ARMUTSKONFERENZ (SAK) HAT DIE VERANTWORTLICHEN DRINGEND AUFGEFORDERT ARMEN MENSCHEN IM SAARLAND
KOSTENLOS FFP-2-MASKEN ZUR VERFÜGUNG ZU STELLEN. HIER SEINEN INSBESONDERE DAS LAND ALS VERORDNUNGSGEBER UND DIE
LANDKREISE ALS GESUNDHEITSBEHÖRDEN GEFORDERT.

Die FFP-2-Maskenpflicht in Bussen, Bahnen und Geschäften sei unter Infektionsgesichtspunkten sicher sinnvoll und nachvollziehbar.

Arme Menschen im Saarland würden durch die Corona-Pandemie jetzt schon massiv finanziell belastet, durch notwendige
Hygienemaßnahmen, durch höhere Preise für Lebensmittel, durch den Wegfall von Schulessen und den Verlust von Minijobs.

„Es muss aber sicher gestellt werden, dass Menschen im Sozialleistungsbezug und Niedriglohnempfänger*innen nicht weiter
finanziell belastet werden“, so SAK-Vorsitzender Wolfgang Edlinger.

Die kostenlose Bereitstellung von FFP-2-Masken für Niedrigeinkommensbezieher*innen sei nicht nur für die Betroffenen wichtig,
sondern sei ein wichtiger Beitrag zur Bekämpfung der Pandemie und für den Erhalt der öffentlichen Gesundheit, so die SAK
abschließend.

2021
Die Saarländische Armutskonferenz wünscht allen sozial orientierten Menschen im
Saarland und wo auch immer ein gutes Jahr 2021 – frei von Not und Armut und vor
allem wünschen wir Gesundheit



> Es kann nur besser werden


